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1 Vorbemerkungen 

Die „Zusätzlichen Vertragsbedingungen" des 
Auftraggebers gelten für sämtliche Bauaufträge 
und baubezogenen Lieferungen des Auf-
traggebers betreffend die „Messe Düsseldorf", 
gleich welcher Art (d.h. auch unabhängig da-
von, ob der Auftraggeber im eigenen Namen 
oder im Namen Dritter handelt). 

2 Vertragsgrundlagen 

Für den Auftrag geltend die nachfolgend be-
nannten Vertragsgrundlagen. 

2.1 Das Auftragsschreiben 

2.2 Die Leistungsbeschreibung, einschließlich 
der dem Auftragnehmer im Rahmen der 
Ausschreibung/der Verhandlungen über-
gebenen bzw. von der ausschreibenden 
Stelle zur Einsichtnahme bereitgestellten 
Pläne und sonstigen Unterlagen 

2.3 Die „Zusätzlichen Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen und baubezogene Lieferun-
gen" 

2.4 Die „Zusätzlichen technischen Vertragsbe-
dingungen" 

2.5 Die „Allgemeinen Vertragsbedingungen für 
die Ausführung von Bauleistungen" (VOB 
Teil B, neueste Fassung) 

2.6 Die Bestimmungen des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs (BGB), insbesondere zum 
Werkvertrag und zum Bauvertrag (§§ 650a 
ff.) 

2.7 Die zum Zeitpunkt der Ausführung gelten-
den DIN-Vorschriften, VDE- und VDI-
Richtlinien sowie die Baustellenverord-
nung, die Vorschriften der zuständigen 
Behörden (wie Bauaufsicht, Gewerbeauf-
sicht, Arbeitsschutz, Brandschutz), Berufs-
genossenschaften, Versorgungsbetriebe. 

2.8 Die Bedingungen der Landeshauptstadt 
Düsseldorf für die Ausführung bzw. von 
Anschlüssen an Erschließungsanlagen 

Vorrangig sind grundsätzlich die in der vorste-
henden Auflistung in der Reihenfolge zunächst 
genannten Grundlagen. Bei Unklarheiten und 
Widersprüchen innerhalb gleichrangiger Rege-
lungen sind die Vertragsgrundlagen als sinn-
volles Ganzes auszulegen. Der Umstand, 
dass einzelne Leistungen in Ver-  
tragsgrundlagen explizit benannt werden, in 
anderen nicht, stellt keine Unklarheit dar. Der-
artige Leistungen sind vom Auftragnehmer zu 
erbringen. Geschäfts-, Lieferungs- oder Zah-
lungsbedingungen des Auftragnehmers wer-
den nicht Vertragsinhalt. 

3 Änderung des Vertrags / Anordnungs-
recht 

3.1 Die Vereinbarung von Änderungen des 
Vertrages und das Recht zu Anordnungen 
richten sich grundsätzlich nach § 650b 
BGB. 

3.2 Das vom Auftragnehmer unterbreitete 
Angebot muss schriftlich und unverzüglich 
erfolgen und den Vergütungsregeln für 
Nachträge nach Ziff. 4 entsprechen und so 
aufgestellt sein, dass der Auftraggeber das 
Angebot unter Berücksichtigung dieser 
Bestimmungen prüfen kann (ord-
nungsgemäßes Angebot). 

3.3 Erfordert das Erstellen des Angebots eine 
vorausgehende Planung, so ist die erfor-
derliche Planung vom Auftragnehmer an-
zufertigen und der Auftragnehmer zur Er-
stellung eines Angebots verpflichtet, es sei 
denn, dem Auftragnehmer ist das Erbringen 
der erforderlichen Planungsleistungen nicht 
zumutbar. 

3.4 Dem Auftraggeber steht über § 650b Abs. 2 
BGB hinaus ein sofortiges Anord-
nungsrecht zu, soweit berechtige Interes-
sen des Auftraggebers eine sofortige An-
ordnung rechtfertigen. Berechtigte Inte-
ressen des Auftraggebers liegen insbe-
sondere dann vor, wenn ohne eine sofortige 
Anordnung die Bau-, Planungs- oder 
Projektabläufe beeinträchtigt werden. 

3.5 Die vorstehenden Grundsätze gelten auch 
im Hinblick auf Änderungsverlangen des 
Auftraggebers hinsichtlich der Bauum-
stände oder der Bauzeit (Verschiebungen, 
Verlängerungen, Verkürzungen). 

4 Vergütung von Änderungen 

Kommt zwischen den Parteien keine Einigung 
über die infolge einer Änderung nach Ziff. 3 zu 
leistende Mehr- oder Mindervergütung zu 
Stande, richtet sich diese nach folgenden 
Bestimmungen: 

4.1 Sofern und soweit die Vertragsparteien 
sogenannte Einheitspreislisten (also Preis-
listen ohne Mengenvordersätze) vereinbart 
haben, ist die Höhe der Mehr- oder 
Mindervergütung anhand der vereinbarten 
Einheitspreise zu ermitteln. Soweit nicht 
etwas anderes vereinbart ist, enthalten die 
Einheitspreise die Zuschläge für allgemeine 
Geschäftskosten, Wagnis und Gewinn. 

4.2 Wurden keine Einheitspreislisten vereinbart 
oder ist die Vergütungsanpassung auf 
Grundlage der Einheitspreise nicht oder 
nicht vollständig möglich, ist auf die An-
sätze in einer vereinbarungsgemäß hinter-
legten Urkalkulation abzustellen. 

4.3 Es wird vermutet, dass die auf der Basis der 
Einheitspreislisten oder Urkalkulation 



fortgeschriebene Vergütung den mit der 
Änderungsleistung verbundenen vermehr-
ten oder verminderten Aufwand in ange-
messener Form berücksichtigt. Beiden 
Vertragsparteien bleibt es vorbehalten, 
darzulegen, dass die so zu ermittelnden 
Preise nicht den tatsächlich erforderlichen 
Kosten entsprechen. In diesem Fall wird der 
Vergütungsanspruch für den vermehrten 
oder verminderten Aufwand nach den 
tatsächlich erforderlichen und konkret da-
zulegenden und ggf. nachzuweisenden 
Mehr- oder Minderkosten mit angemesse-
nen Zuschlägen für allgemeine Geschäfts-
kosten, Wagnis und Gewinn ermittelt. 

4.4 Eingeräumte Nachlässe und Skonti zum 
Hauptangebot gelten auch für Nachträge. 

4.5 Es wird klargestellt, dass die Geltendma-
chung zusätzlicher Baustellengemeinkosten 
im Zuge von Änderungen eines konkreten 
Nachweises des vermehrten Aufwands 
bedarf. Im Falle einer verzögerten 
Leistungsausführung, die der Auftraggeber 
zu vertreten hat, sind sogenannte unge-
deckte allgemeine Geschäftskosten nur 
ersatzfähig, soweit der Auftragnehmer einen 
konkreten Schaden nachweisen kann. 

5 Fristen und Vertragsstrafe 

5.1 Die im Auftragsschreiben oder im Leis-
tungsverzeichnis eingesetzten Fristen sind 
für die Ausführung verbindlich (Vertrags-
fristen). 

5.2 Soweit die Vertragsparteien nicht etwas 
anderes vereinbart haben, verpflichtet sich 
der Auftragnehmer im Falle einer von ihm 
zu vertretenden Überschreitung des ver-
einbarten Fertigstellungstermins zur Zah-
lung einer Vertragsstrafe in Höhe von 0,1 % 
der Nettoauftragssumme je Kalendertag, 
höchstens 5 % der Nettoauftrags-summe. 
Die Vertragsstrafe kann abweichend von § 
11 Abs. 4 VOB/B bis zur Schlusszahlung 
geltend gemacht werden. 

5.3 Ist der Auftragnehmer bei der Ausführung 
seiner Leistungen behindert, hat er die Ar-
beiten in den anderen durch die Behinde-
rung nicht berührten Bereichen terminge-
recht fortzuführen, auch wenn hierfür keine 
gesonderten Vertragsfristen vereinbart 
worden sind. Sofern die Voraussetzungen 
des § 5 Abs. 4 i.V.m. § 8 Abs. 3 VOB/B er-
füllt sind, ist dem Auftraggeber auch die 
Teilkündigung (und anschließende Ersatz-
vornahme) gestattet, wenn diese sich auf 
einen abgrenzbaren Teil des geschuldeten 
Werks bezieht. 

5.4 Sofern die Vertragsparteien Nachtragsver-
einbarungen geschlossen haben, führen 
diese nur zu einer Verlängerung der ver-
einbarten Termine, wenn eine solche Ver-
längerung bei dem Nachtragsauftrag aus-
drücklich vereinbart worden ist. 

5.5 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem 
Auftraggeber vor Arbeitsbeginn einen de-
taillierten Arbeitsablaufplan zu überreichen 
und mit dem Auftraggeber abzustimmen. 
Der Detailterminplan hat die Vorgaben der 
Vertragsgrundlagen, insbesondere die dort 
genannten Vertragstermine zu be-
rücksichtigen und muss mindestens Ter-
mine für Bemusterungen, Meilensteine, 
Tests, Abnahmevorbereitungen und Ab-
nahmen enthalten. Der Detailterminplan ist 
regelmäßig fortzuschreiben. 

6 Bietergemeinschaften 

6.1 Das Angebot einer Bietergemeinschaft ist 
von allen Bietern zu unterzeichnen. 

6.2 Dem Auftraggeber ist eine für die gesamte 
Vertragsabwicklung zur rechtsgeschäftli-
chen Vertretung bevollmächtigte federfüh-
rende Firma zu benennen. Der Auftragge-
ber kann Zahlungen mit befreiender Wir-
kung für jedes Mitglied an die federführende 
Firma leisten. 

6.3 Jedes Mitglied der Bietergemein-
schaft/Arbeitsgemeinschaft haftet dem 
Auftraggeber gesamtschuldnerisch für die 
Erfüllung des Vertrags. 

7 Nachunternehmer 

Der Einsatz von Nachunternehmern ist dem 
Auftraggeber schriftlich mitzuteilen. Soweit der 
vorgesehene Nachunternehmer nicht bereits 
im Angebot des Auftragnehmers benannt ist, 
bedarf die nachträgliche Nachunterneh-
mervergabe grundsätzlich der Zustimmung des 
Auftraggebers. Unbeschadet dieser Zu-
stimmung haftet der Hauptauftragnehmer für 
die Erfüllung des Vertrages. 

8 Art und Umfang der Leistung 

8.1 Art und Umfang der Leistung werden durch 
die Vertragsgrundlagen bestimmt. Sofern 
der Auftragnehmer eine funktionsfertige 
oder schlüsselfertige Leistung zu erbringen 
hat, gehören zum Leistungsumfang alle 
Leistungen, die erforderlich sind, um die 
Funktionsfertigkeit bzw. Schlüsselfertigkeit 
herbeizuführen, auch wenn sie in den 
Vertragsgrundlagen nicht ausdrücklich 
erwähnt sind. Ansprüche nach § 313 BGB 
bleiben unberührt. 

8.2 Der Bieter hat sich vor Abgabe des Ange-
botes über die örtlichen Verhältnisse an der 
Baustelle, insbesondere über die im 
Messegelände geltenden Vorschriften und 
Besonderheiten informiert. Dem Auftrag-
nehmer sind die Baustellenverhältnisse, 
insbesondere die Bodenverhältnisse, be-
kannt. 

8.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine 
Leistungen mit denen der anderen an der 

 



Baumaßnahme tätigen Auftragnehmern 
abzustimmen. Daraus entstehende Kosten 
sind mit der vereinbarten Vergütung abge-
golten. 

8.4 Wird an die Leistung eines anderen Auf-
tragnehmers angeschlossen, so ist der fol-
gende Auftragnehmer verpflichtet, sich von 
der Ordnungsmäßigkeit und technischen 
Verwendbarkeit der Vorleistung zu über-
zeugen. Bedenken müssen sofort und vor 
Beginn der Arbeiten schriftlich der Baulei-
tung mitgeteilt werden. 

8.5 Soweit in den Vertragsgrundlagen nicht 
etwas anderes bestimmt ist, sind nach Ab-
schluss des Ausbaus sichtbare Bauteile zu 
bemustern. Der Auftragnehmer hat Mus-
terelemente bzw. Musterproben herzustel-
len. Erst nach Prüfung und schriftlicher 
Freigabe durch den Auftraggeber oder ei-
nen von diesem dazu beauftragten Dritten 
darf mit den Arbeiten begonnen werden. 
Vom Auftragnehmer sind angemessene 
Prüf- und Entscheidungsfristen für den 
Auftraggeber vorausschauend einzupla-
nen, in der Regel mindestens 14 Kalender-
tagen. Die Kosten der Bemusterung sind 
mit der vereinbarten Vergütung abgegolten. 

8.6 Die gesetzlichen Unfallverhütungsvor-schriften 
der Berufsgenossenschaft, die 
Gerüstbauvorschriften usw. sind strengs-
tens einzuhalten. 

8.7 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den 
Bauschutt und alle von seinen Leistungen 
herrührenden Abfälle laufend zu beseitigen. 
Er kann die Abfälle ausschließlich auf von 
der örtlichen Bauleitung angegebenen 
Stellen zwischenlagern. Die Bezahlung der 
Entsorgungskosten hat der Auftragnehmer 
nachzuweisen. 

8.8 Die Baureinigung hat mindestens wöchent-
lich zu erfolgen. Vor der Abnahme hat eine 
Endreinigung stattzufinden. 

8.9 Unterlässt der Auftragnehmer die Reini-
gung trotz einmaliger Mahnung nach Frist-
ablauf, so ist die örtliche Bauleitung be-
rechtigt, die Reinigung durch einen ande-
ren Unternehmer ausführen zu lassen und 
die Kosten dem Auftragnehmer anzulas-
ten. 

9 Umfang der Vergütung 

Sofern die Vertragsparteien nicht andere Ver-
einbarungen getroffen haben, sind in den ver-
einbarten Preisen folgende Umstände berück-
sichtigt: 

9.1 Alle Lohn- und Gehaltsnebenkosten und 
Lohnzuschläge einschließlich Zuschläge für 
Überstunden, Sonn- und Feiertagsarbeit 
und Mehrschichtenbetrieb. 

9.2 Einrichtungen, Vorhalten sowie Räumen 
der Baustelle einschließlich Wiederherstel-
lung des ursprünglichen Zustandes, Be-
wachung, Absperrung und Beschilderung. 

9.3 Aufbau, Vorhalten und Abbau aller erfor-
derlichen Gerüste, auch über die Bestim-
mungen der VOB/C hinaus, einschließlich 
der nach DIN 4420 (Gerüstordnung) erfor-
derlichen statischen Nachweise, soweit 
nicht besonders ausgeschrieben. 

9.4 Messungen für das Ausführen und Ab-
rechnen der Arbeiten. 

9.5 Liefern, Anfahren, Abladen und Lagern der 
Bau-, Bauhilfs- und Betriebsstoffe sowie 
Bauteile zu den Verwendungsstellen. 

9.6 Sichern der Arbeiten gegen Grundwasser 
und Winterschäden sowie Beseitigung von 
Schnee und Eis bis zur Abnahme. 

9.7 Schutz von Bäumen und Aufwuchs im 
Bereich der Baustelle. 

9.8 Die eigenverantwortliche Übernahme aller 
Leistungen für die vorschriftsmäßige Si-
cherung der Baustelle, die nach der Bau-
stellenVO vorgeschrieben sind (soweit 
nichts anderes geregelt ist, auch die Ge-
stellung von SiGeKo‘s) Einhaltung der 
Bauordnung Nordrhein-Westfalen sowie 
etwaiger zusätzlicher Auflagen bzw. An-
forderungen des Ordnungsamtes, des 
Straßenverkehrsamtes, des Gewerbeauf-
sichtsamtes, des Amtes für Arbeitsschutz, 
der Berufsgenossenschaft, der Feuerwehr 
o.a. erforderlich sind. 

10 Festpreise / Pauschalpreise / Urkalkula-
tion 

10.1 Die im Vertrag vereinbarten Einheitspreise 
oder Pauschalpreise sind Festpreise. Eine 
Materialkosten- bzw. Personalkostenglei-
tung/-Indexierung findet nicht statt. Die 
Preise gelten für die gesamte Bauzeit. 

10.2 Im Falle der Beauftragung mit einer Pau-
schalsumme ändert sich die Vergütung 
nicht, wenn und soweit sich die Material-
mengen und -massen verändern. Die Gel-
tendmachung einer Vergütungsanpassung 
bei geänderten oder zusätzlichen Leis-
tungsanforderungen sowie gemäß § 313 
BGB bleibt hierdurch unberührt. 

10.3 Sofern nicht eine Urkalkulation bereits vor 
oder bei Auftragserteilung überreicht wor-
den ist, übermittelt der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber unaufgefordert, spätestens 2 
Wochen nach Auftragserteilung eine 
Urkalkulation. Der Auftraggeber kann zur 
Prüfung von vertraglichen Ansprüchen 
Einsicht in die Urkalkulation nehmen; er hat 
dem Auftragnehmer Gelegenheit zu geben, 
bei der Öffnung anwesend zu sein. 



Die Urkalkulation hat folgende Kosten ge-
trennt auszuweisen: 

Einzelkosten der Teilleistungen, Bestand-
teile und Summe der Baustellengemein-
kosten, Nachunternehmerkosten, kalkulier-
te Mittellöhne, kalkulierte Lohnerhöhungen, 
Zuschläge für allgemeine Geschäftskosten 
sowie Wagnis und Gewinn (jeweils getrennt 
für Löhne, Stoffe und Fremdleistungen). Die 
Preisermittlung wird durch Hinterlegung 
nicht zum Erklärungsinhalt des Angebotes. 

11 Materialbeschaffung 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, erforderli-
ches Material rechtzeitig zu bestellen/zu si-
chern. Der Auftraggeber kann jederzeit den 
Nachweis verlangen, dass benötigtes Material 
verbindlich bestellt worden ist oder sich in der 
Herstellung befindet. Der Auftraggeber kann 
zudem verlangen, die Herstellung von Fertig-
und Vorprodukten in den Werken zu besichti-
gen. Der Auftragnehmer wird alle Informationen 
zur Verfügung stellen, damit eine geordnete 
Materialbeschaffung überprüft werden kann. 

12 Stundenlohnarbeiten 

12.1 Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, 
wenn sie als solche vor ihrem Beginn aus-
drücklich vereinbart worden sind, § 2 Abs. 
10 VOB/B. Soweit die Bauleitung aus-
drücklich und schriftlich befugt ist, Stun-
denlohnarbeiten anzuordnen, dürfen diese 
nur in dem von der Bauleitung festgelegten 
Umfang ausgeführt werden. 

12.2 Die Stundenzettel sind der örtlichen Bau-
leitung täglich im Original zur Anerkennung 
vorzulegen. Die eingesetzten Arbeitskräfte 
sind namentlich aufzuführen und die er-
brachten Leistungen detailliert zu be-
schreiben. 

12.3 Die Entgegennahme, Abzeichnung und 
Rückgabe von Stundenzetteln bestätigt 
maximal die tatsächliche Ausführung der 
Arbeiten. Eine Vergütungspflicht wird 
dadurch weder begründet noch bestätigt. 

12.4 Die Stundenlohnarbeiten sind monatlich 
abzurechnen. 

12.5 Überstundenzuschläge sowie Auslösungen 
und Aufsichtsstunden werden nicht beson-
ders vergütet. 

13 Vermessung 

Alle Vermessungen der Erdoberfläche sind vor 
Beginn der Arbeiten gemeinsam mit der Bau-
leitung vorzunehmen 

14 Nutzungsrechte / Veröffentlichungen / 
Vertraulichkeit 

14.1 Sofern der Auftragnehmer Planungsleis-
tungen zu erbringen hat, räumt er dem 
Auftraggeber das Nutzungsrecht im Hin-
blick auf die Verwertung, Änderung und 
Weiterentwicklung etwaiger urheber-
rechtsschutzfähiger Leistungen ein. Von 
Schutzrechten Dritter in Bezug auf die 
auszuführenden Leistungen stellt der Auf-
tragnehmer den Auftraggeber frei. 

14.2 Veröffentlichungen über die Leistungen 
sind nur mit vorheriger Zustimmung des 
Auftraggebers zulässig. Als Veröffentli-
chung in diesem Sinne gelten auch die 
Beschreibung der Ausführung, die Be-
kanntgabe von Zeichnungen, Berech-
nungen oder sonstige Unterlagen, ferner 
Lichtbild-, Film-, Rundfunk- und Fernseh-
aufnahmen sowie Darstellungen im Inter-
net, insbesondere auf Homepages, Bild-
und Videoportalen oder über Apps. 

14.3 Der Auftragnehmer hält sämtliche Informa-
tionen, die ihm im Hinblick auf die auszu-
führenden Leistungen vom Auftraggeber 
anvertraut werden, geheim, soweit die In-
formationen nicht jedermann zugänglich 
sind. Alle Umstände der Auftragsabwick-
lung wird der Auftragnehmer ebenfalls ver-
traulich behandeln. 

15 Haftung und Versicherung 

15.1 Der Auftragnehmer hat die ihm ausgehän-
digten Ausführungsunterlagen unverzüglich 
zu prüfen. Unstimmigkeiten, Unklarheiten 
und Fehler in den Ausführungsunterlagen 
sind dem Auftraggeber und der örtlichen 
Bauleitung umgehend schriftlich 
anzuzeigen. 

15.2 Etwaige Bedenken gegen die vom Auf-
traggeber vorgeschriebenen oder zur Ver-
fügung gestellten Stoffe und Leistungen 
oder gegen die vorgesehene Art der Aus-
führung hat der Auftragnehmer dem Auf-
traggeber unverzüglich, in jedem Fall vor 
Arbeitsbeginn, schriftlich mitzuteilen. 

15.3 Alle Maße, die für die Herstellung von den 
zum Einbau bestimmten Bauteilen not-
wendig werden, hat der Auftragnehmer am 
Bau zu nehmen. 

15.4 Der Auftragnehmer haftet für alle von ihm 
schuldhaft (§§ 276, 278 BGB) verursachten 
Schäden. 

15.5 Der Auftragnehmer hat für die von ihm 
auszuführenden Leistungen eine Haft-
pflichtversicherung in ausreichender Höhe, 
mindestens mit einer Deckungssumme von 
2 Mio. € pro Versicherungsfall und 
Versicherungsjahr für Personen-, Sach-und 
Vermögensschäden bei einem in der 
Europäischen Union zum Geschäftsbe-  



trieb zugelassenen Versicherer abzu-
schließen. Der Abschluss der Versicherung 
ist dem Auftraggeber bei Auftragsannahme 
nachzuweisen und Voraussetzung für die 
Fälligkeit von Vergütungsansprüchen nach 
diesem Vertrag. Der Auftragnehmer tritt 
schon heute seine Ansprüche gegen seinen 
Haftpflichtversicherer an den Auftraggeber 
ab, soweit die Haftpflichtansprüche die 
Tätigkeit des Auftragnehmers betreffen und 
ein Schaden bei dem Auftraggeber 
entstanden ist. 

16 Bauleistungsversicherung 

Für die ausgeschriebene Baumaßnahme 
schließt der Auftraggeber eine Bauleistungs-
versicherung ab, soweit in den sonstigen Ver-
tragsgrundlagen nichts Abweichendes verein-
bart wird. Der Auftragnehmer bleibt jedoch 
insbesondere verpflichtet, einen danach ver-
bleibenden Selbstbehalt auszugleichen, soweit 
Schäden von ihm schuldhaft verursacht 
wurden. 

17 Sicherheitsleistungen 

17.1 Zur Sicherstellung der Erfüllung sämtlicher 
Verpflichtungen aus dem Vertrag, ein-
schließlich Änderungen des Vertrags und 
Nachträgen, vereinbaren die Parteien eine 
Sicherheitsleistung des Auftragnehmers 
gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 2, 1. Alt. VOB/B i.H.v. 
10 % der Netto-Auftragssumme. Die 
Sicherheitsleistung wird wie folgt erbracht: 

17.2 Der Auftragnehmer hat spätestens 18 
Werktage nach Auftragserteilung eine Ver-
tragserfüllungsbürgschaft in der vorge-
nannten Höhe eines nach § 17 Abs. 2 
VOB/B zugelassenen Bürgen kostenfrei und 
zinslos zu übergeben. Die Bürgschaft muss 
dem anliegenden Muster entsprechen. 
Leistet der Auftragnehmer diese Sicherheit 
nicht innerhalb des genannten Zeitraums, 
ist der Auftraggeber berechtigt, vom 
Guthaben des Auftragnehmers einen 
Betrag in Höhe der vereinbarten Sicherheit 
einzubehalten (§ 17 Abs. 7 Satz 2 VOB/B). 
Der Auftraggeber ist nicht verpflichtet, den 
einbehaltenen Betrag auf ein Sperrkonto 
einzuzahlen. 

17.3 Für die Rückgabe der Vertragserfüllungs-
sicherheit gilt § 17 Abs. 8 Nr. 1 VOB/B. 

17.4 Als Sicherheit für die Erfüllung jeglicher 
Mängelansprüche aus dem Vertrag, ein-
schließlich Änderungen des Vertrags und 
Nachträgen, werden 5 % der Netto-
Schlussrechnungssumme vom Auftraggeber 
einbehalten. Der Auftraggeber ist nicht 
verpflichtet, den einbehaltenen Betrag auf 
ein Sperrkonto einzuzahlen. 

17.5 Der Auftragnehmer ist berechtigt, den 
Einbehalt für Mängelansprüche durch 
Übergabe einer Bürgschaft für Mängelan-
sprüche eines nach § 17 Abs. 2 VOB/B  

zugelassenen Bürgen nach dem anlie-
genden Muster abzulösen. 

17.6 Die Sicherheit für Mängelansprüche ist 
nach Ablauf der vereinbarten Verjährungs-
fristen für Mängelansprüche zurückzuge-
ben. Gelten für verschiedene Leistungen 
unterschiedliche Verjährungsfristen, so hat 
der Auftragnehmer nach Ablauf der jewei-
ligen Verjährungsfrist einen Anspruch auf 
teilweise Freigabe der Mängelsicherheit in 
einem Umfang, der dem Anteil der jeweili-
gen Leistungen an der Netto-
Schlussrechnungssumme entspricht. Die 
Freigabe einer Mängelhaftungsbürgschaft 
erfolgt durch Teilenthaftungserklärung des 
Auftraggebers oder durch Austausch der 
übergebenen Bürgschaft Zug um Zug ge-
gen eine inhaltlich entsprechende Bürg-
schaft, die der Höhe nach der verbleiben-
den Sicherheitsleistung entspricht. § 17 
Abs. 8 Nr. 2 Satz 2 VOB/B bleibt unberührt. 

17.7 § 650e BGB wird ausgeschlossen. 

18 Abnahme 

18.1 Die Abnahme der fertiggestellten Leistun-
gen erfolgt förmlich und schriftlich. Teilab-
nahmen sind ausgeschlossen. Fiktive Ab-
nahmen nach § 12 Abs. 5 VOB/B sind 
ebenfalls ausgeschlossen. § 640 BGB 
bleibt unberührt. 

18.2 Voraussetzung für die Beantragung der 
Abnahme ist die Fertigstellung der vertrag-
lichen Leistungen ohne wesentliche Män-
gel. Dem Abnahmeersuchen sind die voll-
ständigen Wartungs-, Revisions- und Do-  
kumentationsunterlagen, Bedienungsan-  
leitungen und Handbücher beizufügen. 

18.3 Für alle haustechnischen Anlagen, deren 
uneingeschränkte Funktionsfähigkeit erst 
im Dauerbetrieb überprüft werden kann, ist 
nach angemessener Frist eine Nach-
abnahme durchzuführen. Die Beweislast für 
die Mängelfreiheit der Anlage verbleibt bis 
zur Nachabnahme bei dem Auftragnehmer. 

18.4 Für die Zeit der Tests, Abnahmevorberei-
tung und Abnahmedurchführung hat der 
Auftragnehmer das hierfür notwendige 
Personal mit seinem örtlichen Bauleiter 
sowie die notwendigen Werkzeuge und 
Messgeräte zur Verfügung zu stellen. 

18.5 Der Auftragnehmer räumt dem Auftragge-
ber die Möglichkeit ein, bereits ganz oder 
teilweise hergestellte Bauleistungen auch 
vor der Abnahme zu benutzen, soweit die 
Leistungen für den Weiterbau verwendet 
oder aber vom Nutzer in Betrieb genommen 
werden. In diesem Fall kann jede 
Vertragspartei eine gemeinsame Feststel-
lung des Zustands der Leistung im Sinne 



des § 650g Abs. 1 und Abs. 3 BGB, jedoch 
keine (Teil-)Abnahme verlangen. 

18.6 Der Auftraggeber kann verlangen, dass vor 
Ablauf der Verjährungsfrist für die Mängel-
ansprüche eine gemeinsame Besichtigung 
der Leistung stattfindet, damit etwaige 
Mängel festgestellt werden. Der Auftrag-
geber bestimmt den Termin und lädt hierzu 
mit angemessener Frist den Auftragnehmer 
ein. Das Ergebnis der Besichtigung ist in 
einer Niederschrift festzulegen. Erscheint 
der Auftragnehmer trotz angemessener 
Ladungsfrist nicht, kann der Auftraggeber 
einen öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen hinzuziehen, der etwa 
vorhandene Mängel prüft und bewertet. Die 
Feststellungen des Sachverständigen sind 
für beide Vertragsparteien im Rahmen des § 
317 BGB bindend. 

19 Mängelansprüche 

19.1 Mängelansprüche des Auftraggebers ver-
jähren, soweit nichts anderes vereinbart 
wurde, einheitlich innerhalb von 5 Jahren 
ab Abnahme. 

19.2 Die vorgenannte Verjährungsfrist gilt un-
abhängig davon, ob dem Auftragnehmer 
die Wartung übertragen wird oder nicht. 

19.3 Der Auftraggeber kann auch vor der Ab-
nahme und abweichend von § 8 Abs. 3 
VOB/B bezogen auf einzelne mangelhafte 
Teilleistungen nach fruchtlosem Ablauf ei-
ner Frist zur Nachbesserung eine Ersatz-
vornahme auf Kosten des Auftragnehmers 
durchführen, ohne dass eine Teilkündigung 
gesondert erklärt werden muss. 

20 Abrechnung 

20.1 Wird nach Aufmaß abgerechnet, ist dieses 
gemeinsam vom Auftragnehmer und der 
Bauleitung des Auftraggebers durchzufüh-
ren. Unterlässt der Auftragnehmer schuld-
haft den rechtzeitigen Antrag auf Feststel-
lung von Leistungen, deren Aufmaß später 
nicht mehr geprüft werden kann, so kann 
der Auftraggeber eine Feststellung nach § 
315 BGB treffen. 

20.2 Rechnungen sind in zweifacher Aus-
fertigung einzureichen. 

20.3 Rechnungen sind ihrem Zweck nach als 
Abschlags- oder Schlussrechnung zu be-
zeichnen; die Abschlagsrechnungen sind 
durchlaufend zu nummerieren. Abschlags-
und Schlussrechnungen sind kumulativ 
aufzustellen. Das bedeutet, dass sämtliche 
Einzelrechnungen und erhaltene Zahlun-
gen in der zeitlichen Reihenfolge aufzulis-
ten sind und zwar unter Einschluss aller 
Rechnungen und Zahlungen für Nachträge 
und sonstiger Ansprüche aus dem jeweili-
gen Vertragsverhältnis. 

21 Zahlungen 

21.1 Zahlungen werden ausschließlich bargeld-
los geleistet. 

21.2 Abschlagzahlungen werden gemäß § 632a 
BGB geleistet. 

21.3 Abschlagszahlungen nach § 650c Abs. 3 
BGB kann der Auftragnehmer nur verlan-
gen, wenn er ein ordnungsgemäßes An-
gebot gemäß den Anforderungen nach Zif-
fer 3 vorgelegt hat. Macht der Auftrag-
nehmer Abschlagszahlungen nach § 650c 
Abs. 3 BGB geltend, so stellt ein etwaiger 
Rückzahlungsanspruch des Auftraggebers 
nach § 650c Abs. 3 Satz 3 BGB einen ver-
traglichen Anspruch dar, auf den insbe-
sondere der Einwand des Wegfalls der 
Bereicherung keine Anwendung findet. Es 
wird klargestellt, dass der Auftragnehmer in 
diesem Fall Zinsen in Höhe von 9 Pro-
zentpunkten über dem jeweiligen Basis-
zinssatz schuldet. 

21.4 Ohne Einverständnis des Auftraggebers ist 
der Auftragnehmer nicht berechtigt, seine 
Forderungen aus diesem Vertrag an Dritte 
abzutreten oder zu verpfänden. § 354a 
HGB bleibt unberührt. 

22 Arbeitskräfte 

Für die Beschaffung der notwendigen Arbeits-
kräfte ist allein der Auftragnehmer verantwort-
lich. Er hat für deren An- und Abtransport bzw. 
Unterbringung zu sorgen. Eine Unterbringung 
auf dem Gelände der Messe Düsseldorf ist 
nicht gestattet. 

23 Bautagesberichte 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, Bautages-
berichte zu führen und dem Auftraggeber, 
vertreten durch die örtliche Bauleitung, täglich 
zwei Durchschriften zu übergeben. Die Bauta-
gesberichte müssen die Angaben enthalten, 
die für die Ausführung oder Abrechnung des 
Vertrages von Bedeutung sein könnten (z.B. 
Mitarbeiter, Geräte - auch bzgl. anderweitigen 
Einsatzes - Bauumstände, Temperatur, Witte-
rung). Bautagesberichte ersetzen keine Be-
hinderungs- oder Bedenkenanzeigen. 

24 Schutzmaßnahmen auf der Baustelle 

24.1 Der Auftragnehmer hat alle für die Ver-
kehrssicherung und Verkehrsregelung im 
Bereich der Baustelle und ihrer Nebenan-
lagen erforderlichen Maßnahmen durchzu-
führen, soweit sie mit seiner Tätigkeit in 
Verbindung stehen. 

24.2 Raupenbagger dürfen nicht in befestigten 
Straßen eingesetzt werden. Ausnahmen 
sind nur mit vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung des Auftraggebers zulässig. Auf 
Gelände, das später gärtnerisch genutzt 
werden soll, dürfen nur leichte Erdbauge-  



räte eingesetzt werden, wobei Planierrau-
pen ein Gewicht von 1,5 t nicht überschrei-
ten dürfen. 

24.3 Über die Größen und Wirkungsweise von 
Verdichtungsgeräten gibt das „Merkblatt 
über das Zufüllen von Leitungsgräben" der 
Forschungsgesellschaft für das Straßen-
wesen e.V. Aufschluss. Die darin genann-
ten schwersten Verdichtungsgeräte dürfen 
bei geschlossener Bebauung oder bei 
Vorhandensein empfindlicher Versor-
gungsleitungen in der Nähe der Aufbruch-
stellen nur mit halber Kraft laufen. 

24.4 Alle Betonwaren, die für die im Freien 
liegenden Verkehrsflächen bestimmt sind, 
müssen tausalzbeständig sein. 

24.5 Alle Bestimmungen für Gewässer- und 
Grundwasserschutz sind einzuhalten. 

24.6 Bei der Ausschachtung anfallende Stoffe, 
die für die Wiederverwendung geeignet 
sind, verbleiben im Eigentum des Auftrag-
gebers. Die Entscheidung über die Wie-
derverwendung hat die Bauleitung. Soweit 
die Vertragsparteien nicht etwas anderes 
vereinbart haben, trägt der Auftragnehmer 
die Entsorgungskosten des Aushubmateri-
als. 

24.7 Das Verbrennen von Abfällen ist nicht 
gestattet. 

24.8 Feuergefährliche Arbeiten sind nach Mög-
lichkeit zu vermeiden und durch andere 
Arbeitsverfahren zu ersetzen. Vor Durch-
führung von Schweiß-, Schneid-, Löt-, Auf-
tau- und Trennschleifarbeiten hat mit dem 
Auftraggeber eine Abstimmung über das 
erforderliche Erlaubnisverfahren zu erfol-
gen. 

25 Baustelleneinrichtung 

25.1 Vor Baubeginn ist der Bauleitung ein 
Baustelleneinrichtungsplan zur Genehmi-
gung vorzulegen. 

25.2 Hauptentnahmestellen für Wasser und 
elektrische Energie sind auf der Baustelle 
vorhanden. 

25.3 Die Zuleitung von diesen Hauptentnahme-
stellen zu den jeweiligen Verbrauchsstellen 
ist Sache des Auftragnehmers. Er trägt die 
Kosten des Anschlusses. 

25.4 In die Baustelleneinrichtung sind, soweit 
erforderlich, die Mannschafts-/Tagesunter-
künfte einzuplanen. Das Baustellenperso-
nal hat keinen Zutritt zu laufenden Veran-
staltungen. Alle Mitarbeiter von Fremdfir-
men auf dem Messegelände müssen na-
mentlich in der Sicherheitszentrale gemel-
det werden, auf Verlangen müssen sich die 
Mitarbeiter ausweisen können. Im Ein  

zelfall werden durch die Sicher-
heitszentrale Arbeitsausweise ausgestellt. 

25.5 Die zum Einsatz kommenden Baumaschi-
nen und Baugeräte müssen zum Schutz der 
angrenzenden Wohngebiete allen 
amtlichen Vorschriften und Richtlinien ent-
sprechen und besonders erschütterungs-
und geräuscharm sein, z.B. sind Elektro-
motoren an Stelle von Verbrennungsmoto-
ren vorzusehen. 

25.6 Der Auftragnehmer hat beim Einsatz von 
Baumaschinen alle maßgeblichen Vor-
schriften, insbesondere Vorgaben des 
Gewerbeaufsichtsamts Düsseldorf, und das 
Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
beachten. 

25.7 Die gesamte Baustelle ist vom Auftrag-
nehmer mit einem Bauzaun zu umgeben, 
sofern nicht etwas anderes vereinbart ist. 

25.8 Werbung seitens des Auftragnehmers auf 
der Baustelle ist nur nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers 
zulässig. 

25.9 Soweit erforderlich, wird vom Auftragneh-
mer eine Baustellen-Wegebeleuchtung in-
stalliert. 

25.10  Die Bewachung der Baustelle erfolgt 
bauseits. Durch diese Maßnahme wird der 
Auftragnehmer jedoch nicht aus der Ein-
haltung der Verpflichtung gemäß § 4 Abs. 5 
VOB/B entlassen. 

26 Zufahrts- und Baustraßen 

26.1 Die angrenzenden Zufahrtsstraßen, die 
durch die Baustellen-Fahrzeuge befahren 
werden, müssen ständig sauber gehalten 
werden. 

26.2 Die geforderten Geschwindigkeitsbegren-
zungen sind einzuhalten. 

26.3 Das Befahren dieser Baustraßen erfolgt auf 
eigene Gefahr des Auftragnehmers. 

27 Verantwortlicher Vertreter / Fachbaulei-
ter 

27.1 Der Auftragnehmer hat im Einvernehmen 
mit dem Auftraggeber eine geeignete 
Fachkraft als verantwortlichen Vertreter zu 
benennen, der den Auftragnehmer hin-
sichtlich der im Zusammenhang mit der 
Auftragsabwicklung stehenden Entschei-
dungen auch rechtsgeschäftlich vertritt. 

27.2 Der Auftragnehmer hat, sofern er die 
Bauleitung nicht persönlich ausübt, einen 
fachkundigen und zuverlässigen Vertreter 
mit der örtlichen Bauleitung zu beauftragen 
(Fachbauleiter) und dem Auftraggeber vor 
Beginn der Arbeiten schriftlich zu be-
nennen. Für die Zeit seiner Abwesenheit 

 
von der Baustelle ist ein geeigneter Vertreter 
zu bestellen. 27.3 Der Auftragnehmer hat sich - soweit er nicht 

selbst die Sicherheitskoordination der 



Baustelle übernimmt - eigenverantwortlich 
mit dem SiGeKo des Auftraggebers abzu-
stimmen. 

27.4 Projektleitung und Bauleitung des Auftrag-
gebers sind berechtigt, dem Auftragnehmer 
Weisungen im Rahmen der abge-
schlossenen Verträge zu erteilen und alle 
rechtswahrenden Erklärungen für den Auf-
traggeber abzugeben, insbesondere Mah-
nungen und Inverzugsetzungen auszu-
sprechen, Leistungen einzufordern, Aus-
künfte einzuholen und Kontrollen vorzu-
nehmen. Zur Änderung des Vertrages oder 
auch zur Erteilung von Nachtragsbeauftra-
gungen, der Anordnung geänderter oder 
zusätzlicher Leistungen ist ausschließlich die 
rechtsgeschäftliche Vertretung des 
Auftraggebers befugt. 

28 MiLoG, AEntG, EStG 

28.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den 
Auftraggeber von allen Ansprüchen seiner 
Arbeitnehmer, der Arbeitnehmer seiner 
Nachunternehmer und allen Arbeitnehmern 
aller weiteren nachgeordneten 
Nachunternehmer und etwaiger Verleiher 
sowie der Sozialkassen, insbesondere 
gemäß § 14 AEntG und § 13 MiLoG, frei-
zustellen.  

28.2 Erbringt der Auftragnehmer Bauleistungen 
im Sinne des § 48 Abs. 1 Satz 3 EStG, so ist 
er verpflichtet, unverzüglich eine Frei-
stellungsbescheinigung nach §48b EStG 
beizubringen. Solange die Freistellungs-
bescheinigung nicht vorliegt, kann der Auf-
traggeber Abzüge nach § 48 EStG in Höhe 
von 15 % des Bruttorechnungswertes 
vornehmen. 

29 Compliance 

29.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, im 
Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis 
alle für ihn maßgeblichen gesetzlichen 
Bestimmungen einzuhalten. 

29.2 Der Auftragnehmer beachtet insbesondere 
alle arbeitsrechtlichen Vorschriften zur 
Arbeitssicherheit, zum Gesundheitsschutz, 
zur Arbeitszeit, zum Mindest- und Tariflohn, 
zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie 
zur Vermeidung von Schwarzarbeit, 
Zwangsarbeit und Kinderarbeit. Der 
Auftragnehmer gewährleistet die gesetzliche 
Tarifautonomie und unterlässt jede Form von 
Diskriminierung. 

29.3 Der Auftragnehmer hält die gesetzlichen 
Bestimmungen sowie technischen Standards 
zum Schutz von Umwelt und Klima ein. 

29.4 Der Auftragnehmer beachtet sämtliche 
Antikorruptions- und Geldwäschegesetze 
sowie die Kartellgesetze und das Gesetz 
gegen unlauteren Wettbewerb. Er vermeidet 
jede Form von Interessenkonflikten. 

 

29.5 Der Auftragnehmer wird sicherstellen, dass 
die von ihm gelieferten Produkte allen 
maßgeblichen Anforderungen an das 
Inverkehrbringen in der Europäischen Union 
und im Europäischen Wirtschaftsraum 
genügen. Er hat dem Auftraggeber die 
Konformität auf Verlangen durch Vorlage 
geeigneter Dokumente nachzuweisen. 

29.6 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, sämtlichen 
Mitarbeitenden und Unterauftragnehmenden 
die Beachtung der vorgenannten 
Verpflichtungen aufzuerlegen. 

29.7 Der Auftraggeber ist berechtigt, die 
Einhaltung der vorstehenden Anforderungen 
zu überprüfen. Der Auftragnehmer wird daran 
soweit zumutbar mitwirken und notwendige 
Informationen zur Verfügung stellen. 

30 Lieferkettensorgfaltspflichten 

30.1 Der Auftragnehmer sichert zu, die 
menschenrechtsbezogenen und 
umweltbezogenen Pflichten gemäß § 2 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) 
einzuhalten und entlang der weiteren 
Lieferkette angemessen zu adressieren. Der 
Auftragnehmer verpflichtet sich, an 
Schulungen und Weiterbildungen zur 
Durchsetzung dieser Pflichten aktiv 
mitzuwirken. 

30.2 Soweit der Auftraggeber im Rahmen des 
LkSG zum Risikomanagement, zur 
Risikoanalyse, zu Präventionsmaßnahmen, 
zur Dokumentation oder zum Berichten 
verpflichtet ist, wird der Auftragnehmer alle 
dazu notwendigen Informationen im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen zur 
Verfügung stellen. Soweit im Rahmen der 
Risikoanalyse oder von 
Präventionsmaßnahmen 
Kontrollmaßnahmen des Auftraggebers 
angemessen und erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Menschenrechtsstrategie zu 
überprüfen, hat der Auftragnehmer die 
Maßnahmen zu dulden und in zumutbaren 
Umfang daran mitzuwirken. 

30.3 Liegen dem Auftragnehmer tatsächliche 
Anhaltspunkte vor, die eine Verletzung einer 
menschenrechtsbezogenen oder 
umweltbezogenen Pflicht möglich erscheinen 
lassen, hat er den Auftraggeber darüber 
unverzüglich schriftlich zu informieren. Stellt 
der Auftragnehmer die Verletzung einer 
menschenrechtsbezogenen oder 
umweltbezogenen Pflicht in seinem 
Geschäftsbereich fest, hat er unverzüglich 
angemessene Abhilfemaßnahmen zu 
ergreifen. 

30.4 Der Auftragnehmer wird seine 
Nachunternehmer ebenfalls verpflichten, die 
menschenrechtsbezogenen und 
umweltbezogenen Pflichten gemäß LkSG 
einzuhalten und wiederum alle weiteren 
Nachunternehmer entsprechend zu 
verpflichten. 

30.5 Verletzt der Auftragnehmer eine der 
vorgenannten Verpflichtungen in erheblichem 



Umfang, ist der Auftraggeber zur Kündigung 
des Vertragsverhältnisses aus wichtigem 
Grund berechtigt. Eine solche Kündigung ist 
insbesondere dann zulässig, wenn andere 
Abhilfemaßnahmen nicht möglich oder nicht 
zumutbar sind. 

30.6 Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber 
von berechtigten Ansprüchen Dritter bzw. 
Behörden frei, die sich aus einer Verletzung 
der menschenrechtsbezogenen oder 
umweltbezogenen Pflichten nach dem LkSG 
durch den Auftragnehmer oder seine 
Nachunternehmer ergeben. 

31 Streitigkeiten 

31.1 Soweit der Auftragnehmer Kaufmann ist, 
wird Düsseldorf als Gerichtsstand vereinbart. 

31.2 Sollten Bestimmungen des Vertrags ganz 
oder teilweise nicht rechtswirksam oder 
nicht durchführbar sein oder ihre Durch-
führbarkeit später verlieren, soll hierdurch 
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
des Vertrags nicht berührt werden. Anstelle 
der unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmungen werden die Parteien eine 
Regelung vereinbaren, die – soweit rechtlich 
möglich – dem am nächsten kommt, was die 
Vertragsparteien gewollt haben oder nach 
dem Sinn und Zweck dieses Vertrags 
gewollt haben würden, sofern sie bei 
Abschluss des Vertrages oder bei der 
späteren Aufnahme einer Bestimmung 
diesen Punkt bedacht hätte. 

 


